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tät Cottbus (BTU Cottbus)  
Fassung vom 10.12.2009 
 
Der Senat der BTU Cottbus hat gemäß § 62 
Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Brandenburg (Brandenburgisches Hochschul-
gesetz - BbgHG: Art. 1 des Gesetzes zur Neu-
regelung des Hochschulrechts des Landes 
Brandenburg) vom 18.12.2008 (GVBl. I Bran-
denburg 19.2008,17, S. 318 ff.), geänd. durch 
Gesetz vom 03.04.2009 (GVBl. I Brandenburg 
20.2009,4, S. 26 ff.) am 03.12.2009 die nach-
folgende Richtlinie beschlossen: 
Inhaltsverzeichnis 
1.  Stellenbesetzungen ..................................3 
1.1  Persönliche Verantwortung ......................3 
1.2 Ausschreibung..........................................3 
1.2.1 Sprachregelung und Reichweite von 
Ausschreibungen......................................3 
1.2.2 Aufforderung zur Bewerbung ...................3 
1.3 Besetzung der Berufungskommissionen, 
Berufungsverfahren ..................................4 
1.3.1 Besetzung der Berufungskommissionen..4 
1.3.2 Gutachten in Berufungsverfahren ............4 
1.4 Auswahlkriterien für Berufungs- und 
Stellenbesetzungsverfahren.....................4 
1.5 Vergabe von Gastprofessuren, 
Professorenstellenvertretungen und 
Lehraufträgen ...........................................5 
1.6 Ausbildungsplätze ....................................5 
2.  Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses ...........................................5 
2.1 Stipendienvergabe....................................5 
2.2 Ermutigung zur Promotion und Habilitation 5 
2.3 Informationsveranstaltungen für 
Studentinnen ............................................5 
3.  Studium, Lehre und Forschung ................5 
3.1 Beratungskonzepte für Studentinnen .......5 
3.2 Förderung von Frauen- und 
Geschlechterforschung.............................6 
3.3 Information über Forschungsmittel...........6 
3.4 Sprachregelung an der Universität...........6 
4.  Vereinbarkeit von Familie mit Ausbildung, 
Beruf und Karriere ....................................6 
4.1 Arbeitszeit, Teilzeitarbeit, Beurlaubungen 7 
4.2 Einstellung von Ersatzkräften...................7 
4.3 Anreizsystem ............................................7 
4.4 Verbindung zum Beruf während einer 
Beurlaubung .............................................7 
4.5 Rahmenbedingungen für die Beteiligung  
von Frauen an Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen ..................... 7 
4.6 Studierende mit familiären Verpflich- 
tungen ......................................................  8 
4.7 Kinderbetreuung....................................... 8 
5.  Gremienarbeit........................................... 8 
5.1 Repräsentanz von Frauen in Gremien, 
Kommissionen und Ausschüssen ............ 8 
5.2 Sitzungszeiten der Gremien..................... 8 
6.  Schutz vor sexueller Diskriminierung und 
Belästigung............................................... 8 
6.1 Anwendung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG)......... 8 
6.2 Sicherheitsvorkehrungen ......................... 9 
6.3 Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung 9 
6.4 Kurse zur Selbstbehauptung und 
Selbstverteidigung.................................... 9 
7.  Gleichstellungsbeauftragte und 
Gleichstellungsrat..................................... 9 
7.1 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten ..... 9 
7.2 Aufgaben und Rechte der 
Gleichstellungsbeauftragten..................... 9 
7.3 Berichte zur Umsetzung 
gleichstellungspolitischer und 
familienorientierter Maßnahmen .............. 10 
7.4 Etat ........................................................... 10 
7.5 Frauenförderpläne.................................... 10 
8.  Inkrafttreten .............................................. 11 
 
Anlage: Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) in Auszügen .................................. 12 
Präambel 
1Diese Frauenförderrichtlinie stellt den Versuch 
einer aktiven Umsetzung des Verfassungsauf-
trages von Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz dar: 
„Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hin.“ 
2Die Brandenburgische Technische Universität 
Cottbus verpflichtet sich damit, unter Berück-
sichtigung der besonderen Situation von Frau-
en an einer Universität aktiv zur Verwirklichung 
der Gleichstellung beider Geschlechter beizu-
tragen. 3Mit der Frauenförderrichtlinie sollen 
strukturelle Benachteiligungen von Frauen be-
seitigt und gleiche Entwicklungsmöglichkeiten 
sichergestellt werden. 
4Diese Richtlinie versteht sich somit als Ergän-
zung und Konkretisierung der verfassungsmä-
ßigen und gesetzlichen Verpflichtung, beste-
hende Unterrepräsentationen von Frauen ab-
zubauen und Frauen aktiv zu fördern. 5Sie ent-
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hält konkrete Maßnahmen, um den Anteil der 
Frauen in den Bereichen, in denen sie unter-
repräsentiert sind, zu erhöhen und die Studien- 
und Arbeitssituation von Frauen entscheidend 
zu verbessern. 
6Damit steht sie im Einklang mit dem Branden-
burgischen Hochschulgesetz vom 18.12.2008, 
zuletzt geändert am 03.04.2009.7Mit diesem 
Gesetz zur Neuregelung des Hochschulrechts 
des Landes Brandenburg wurden die Grundla-
gen für eine weitere Verbesserung der Situati-
on von Frauen an Hochschulen und für eine 
familienorientierte Hochschulpolitik geschaffen. 
8Die darin enthaltenen Regelungen zu Fragen 
der Gleichstellung und zur Familienorientie-
rung wurden bei der Erarbeitung dieser Richtli-
nie entsprechend beachtet. 
9Durch eine Erhöhung des Frauenanteils strebt 
die BTU Cottbus langfristig eine qualitätsorien-
tierte, möglichst paritätische Stellenbesetzung 
auf allen Qualifikations- und Beschäftigungs-
stufen an. 
10Handlungsbedarf ergibt sich insbesondere 
aus der Tatsache, dass auch an der BTU Cott-
bus Frauen auf allen Ebenen der wissenschaft-
lichen Qualifikation unterrepräsentiert sind, und 
zwar umso mehr, je höher die Qualifikations-
stufe ist. 11Wichtige Teilaufgaben sind in die-
sem Zusammenhang die Analyse der Gründe, 
die Förderung der notwendigen Bewusstseins-
bildung, die Änderung Frauen benachteiligen-
der Strukturen sowie gezielte Frauenförder-
maßnahmen. 
12Die Ursachen des bestehenden Gleichstel-
lungsdefizits sind vielfältig. 13Mangelnde Leis-
tung oder mangelndes Interesse von Frauen 
an einer beruflichen bzw. akademischen Kar-
riere gehören jedoch nachweislich nicht dazu. 
14Diese Richtlinie schränkt deshalb den Vor-
rang von Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung als Kriterium bei Stellenbesetzung 
und fachlicher Beurteilung nicht ein. 
15Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen sind 
darauf ausgerichtet, die Ursachen des Gleich-
stellungsdefizits zu erkennen und sie, soweit 
dies im Wirkungsbereich der Universität liegt, 
zu beheben. 16Der Frauenanteil auf allen Qua-
lifikationsstufen ist dabei als ein Maßstab für 
den Erfolg der gewählten Maßnahmen und für 
die Intensität der Bemühungen anzusehen. 
17Als Richtgröße gilt in der Regel, innerhalb 
von vier Jahren auf jeder Qualifikationsstufe 
mindestens den jetzigen Frauenanteil der je-
weils niedrigeren Stufe zu realisieren. 18Dieses 
Ziel zu erreichen, ist Aufgabe der gesamten 
Universität, insbesondere der Universitätslei-
tung, des Senats, der Fakultäten, der wissen-
schaftlichen Einrichtungen und Betriebseinhei-
ten sowie der Verwaltung. 19In besonderem 
Maße ist jedoch auch die Einzelverantwortung 
derjenigen Entscheidungsträgerinnen und Ent-
scheidungsträger gefragt, die für die Auswahl 
bzw. Einstellung von Personal zuständig sind. 
20Sollten Bestimmungen dieser Satzung gegen 
höherrangiges Recht verstoßen, behalten die 
übrigen Bestimmungen ihre Gültigkeit. 
1. Stellenbesetzungen 
1.1  Persönliche Verantwortung 
1Um das Begabungspotential von Frauen in 
Beruf und Wissenschaft wesentlich stärker 
auszuschöpfen als bisher, ist es unbedingt not-
wendig, geeignete Frauen zu einer beruflichen 
und insbesondere zu einer wissenschaftlichen 
Karriere zu ermutigen und es ihnen durch Stel-
lenangebote und Empfehlungen zu ermögli-
chen, sich entsprechend zu engagieren. 
2Angesichts oft schwieriger Rollenkonflikte 
kann keine Förderung eintreten ohne ein 
grundsätzlich positives und mit einer selbstver-
ständlichen Akzeptanz einhergehendes Grund-
klima. 3Unabhängig von allen formalen Richtli-
nien ist hier die persönliche Verantwortung der 
Dienst- und Fachvorgesetzten aller Bereiche 
besonders gefordert. 
1.2 Ausschreibung 
1.2.1 Sprachregelung und Reichweite von 
Ausschreibungen 
1Wie schon gängige Praxis, werden alle Stellen 
mit der weiblichen und männlichen Stellenbe-
zeichnung oder in der neutralen Form ausge-
schrieben. 
2Freie und frei werdende Stellen sind entspre-
chend der Dienstvereinbarung über die Aus-
schreibung von Stellen vom 24.11.2006 grund-
sätzlich universitätsintern und bei Bedarf öf-
fentlich auszuschreiben, soweit und sobald sie 
wieder besetzt werden sollen. 
1.2.2 Aufforderung zur Bewerbung 
1Bei allen Stellenausschreibungen ist nach wie 
vor der Hinweis aufzunehmen, dass die Uni-
versität eine Erhöhung des Anteils von Frauen 
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an der Gesamtzahl der Beschäftigten anstrebt. 
2Dieser Passus lautet:  
„Die BTU Cottbus ist besonders um die Ein-
stellung und Förderung von Frau-
en/Wissenschaftlerinnen bemüht und fordert 
daher entsprechend qualifizierte Frauen nach-
drücklich auf, sich zu bewerben.“ 
3Sind in Bereichen, in denen Frauen unterre-
präsentiert sind, Stellen zu besetzen, suchen 
die Verantwortlichen während der Ausschrei-
bungsfrist ggf. mit Hilfe der Gleichstellungsbe-
auftragten nach geeigneten Bewerberinnen 
und fordern diese unter Hinweis auf die Frau-
enförderrichtlinie zur Bewerbung auf. 
4In Bereichen mit einer Unterrepräsentation 
von Frauen sind bei der Vorauswahl zur Be-
setzung einer Stelle alle formal für diese Stelle 
qualifizierten Bewerberinnen zu einem Vorstel-
lungsgespräch einzuladen. 5Sofern dies wegen 
der großen Zahl von Bewerberinnen nicht 
möglich ist, sind mindestens so viele Bewerbe-
rinnen wie Bewerber einzuladen. 
1.3 Besetzung der Berufungskommissio-
nen, Berufungsverfahren 
1.3.1 Besetzung der Berufungskommissionen 
1Der Vertretung von Frauen in den Berufungs-
kommissionen kommt eine wesentliche Rolle 
bei der Erhöhung des Frauenanteils an den 
Professuren zu. 
2Gemäß § 38 Abs. 2 BbgHG sollen mindestens 
40 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder 
einer Berufungskommission Frauen sein, dar-
unter mindestens eine Hochschullehrerin. 
1.3.2 Gutachten in Berufungsverfahren 
1In Berufungsverfahren werden Gutachterinnen 
und Gutachter nach Eignung ausgewählt. 
2Frauen als Gutachterinnen zu benennen, soll 
gängige Praxis sein. 
3In den Gutachten sind die spezifischen Bio-
graphien von Frauen zu berücksichtigen. 4Bei-
spielsweise soll ein familienbedingt durch Un-
terbrechung und Teilzeitarbeit gekennzeichne-
ter Erwerbsverlauf die Bewerberinnen in ihrer 
Beurteilung nicht benachteiligen. 
1.4 Auswahlkriterien für Berufungs- und 
Stellenbesetzungsverfahren 
1In allen Bereichen, in denen Frauen unterre-
präsentiert sind, haben Frauen bei gleichwerti-
ger Eignung, Befähigung und fachlicher Leis-
tung den Vorrang vor Männern, sofern nicht in 
der Person eines Mannes liegende Gründe 
überwiegen. 
2Für die Besetzung von Professuren müssen 
Berufungslisten nach Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung aufgestellt werden; bei 
Gleichwertigkeit von Bewerberinnen und Be-
werbern gilt Satz 1, solange Professorinnen 
unterrepräsentiert sind. 
3War bei der Aufstellung einer Berufungsliste 
für eine Professur die Berücksichtigung einer 
Frau nicht möglich und sind Frauen im Lehr-
körper unterrepräsentiert, so ist die jeweilige 
Fakultät gehalten, dem Mangel an qualifizier-
tem weiblichem Nachwuchs in diesem Fach zu 
begegnen, zum Beispiel durch den Frauenför-
derplan. 
4Von den Fakultäten wird erwartet, dass sie 
besondere Bemühungen darauf verwenden, 
freie Stellen für akademische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit qualifizierten Frauen zu be-
setzen. 
5Stehen der Fakultät nicht ausreichende Be-
schäftigungsmöglichkeiten zur Förderung des 
weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses 
zur Verfügung, so kann die Dekanin oder der 
Dekan auf Vorschlag des Fakultätsrates ggf. 
vorhandene Personalkosten-Restmittel für die 
Beschäftigung einer Wissenschaftlerin einset-
zen. 
6Bei der Beurteilung der wissenschaftlichen 
Qualifikation dürfen als Kriterium nicht heran-
gezogen werden: 
- Unterbrechungen oder Reduzierungen der 
wissenschaftlichen Tätigkeit und eine daraus 
resultierende geringere Quantität der fachli-
chen Leistung (z. B. Anzahl der Publikatio-
nen) oder 
- Verzögerungen beim Abschluss einzelner 
Qualifikationsabschlüsse aufgrund der 
Betreuung von Kindern oder pflegebedürfti-
gen Angehörigen. 
7Wird für eine Stelle ein männlicher Bewerber 
ausgewählt, obwohl Frauen unterrepräsentiert 
sind, ist die jeweils zuständige dezentrale 
Gleichstellungsbeauftragte darüber zu infor-
mieren. 8Dabei ist anzuführen, wie viele Be-
werbungen von Frauen und von Männern vor-
lagen. 9Die Informationen gelten als erteilt, 
wenn eine Gleichstellungsbeauftragte Gele-
genheit zur Teilnahme an Auswahlgespräch 
und -entscheidung hatte. 
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10Bei der Auswahlentscheidung ist dem Recht 
der Frau auf Gleichstellung im Erwerbsleben 
Rechnung zu tragen. 11Folgende und ähnliche 
Kriterien dürfen nicht herangezogen werden: 
- Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit, Re-
duzierungen der Arbeitszeit oder Verzöge-
rungen beim Abschluss einzelner Ausbil-
dungsgänge aufgrund der Betreuung von 
Kindern oder pflegebedürftigen Angehöri-
gen, 
- zeitliche Belastungen durch die Betreuung 
von Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen und die Absicht, von der Möglichkeit 
der Arbeitszeitreduzierung Gebrauch zu ma-
chen. 
12Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte der 
BTU Cottbus ist gemäß § 66 BbgHG über alle 
Angelegenheiten, die die Gleichstellung von 
Frauen und Männern an der Hochschule 
betreffen, rechtzeitig zu informieren. 13Sie be-
sitzt ein Teilnahmerecht bei Bewerbungsver-
fahren und erhält Einsicht in alle Akten, die 
Maßnahmen betreffen, an denen sie zu beteili-
gen ist. 
14Im Rahmen von Berufungsverfahren ist die 
Stellungnahme der jeweils zuständigen 
Gleichstellungsbeauftragten dem Berufungs-
vorschlag beizufügen. 
1.5 Vergabe von Gastprofessuren, Pro-
fessorenstellenvertretungen und 
Lehraufträgen 
1Solange Frauen beim hauptberuflichen aka-
demischen Personal in einer Fakultät unterre-
präsentiert sind, werden dort bei gleichwertiger 
Qualifikation Gastprofessuren und Professo-
renstellenvertretungen unter Wahrung der Ein-
zelfallgerechtigkeit vorrangig an Frauen verge-
ben. 2Lehraufträge sind nach Möglichkeit min-
destens entsprechend dem Frauenanteil bei 
den Studierenden an Wissenschaftlerinnen zu 
vergeben. 
1.6 Ausbildungsplätze 
1In Ausbildungsberufen, in denen Frauen un-
terrepräsentiert sind, ist die Hälfte der Ausbil-
dungsplätze unter Berücksichtigung des Vor-
ranges von Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung mit geeigneten Bewerberinnen 
zu besetzen, soweit nicht in der Person eines 
Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen. 
2Wenn sich nicht genügend geeignete Frauen 
bewerben, können diese Stellen mit männli-
chen Bewerbern besetzt werden. 
2. Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses 
2.1 Stipendienvergabe 
1Bei der Vergabe von Stipendien durch die 
Universität und bei Vorschlägen zur Aufnahme 
von Studierenden in Stiftungen (z. B. Studien-
stiftung des Deutschen Volkes, parteinahe Stif-
tungen etc.), sind qualifizierte Frauen ange-
messen zu berücksichtigen. 
2Die Universität wirkt darauf hin, dass Alters-
grenzen bei der Vergabe von Stipendien auf-
gehoben bzw. nicht vorgesehen werden. 
2.2 Ermutigung zur Promotion und Habili-
tation 
1Die Professorinnen und Professoren machen 
es sich zur Aufgabe, die Beratung der Studen-
tinnen zu intensivieren und Bachelor-, Master-, 
Diplom-, Promotions- sowie Habilitationsvor-
haben von Frauen anzuregen und zu unter-
stützen. 
2Ausschreibungen von Graduiertenkollegs wird 
der Passus hinzugefügt: 
„Die BTU Cottbus strebt eine Erhöhung des 
weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses 
an und fordert deshalb Frauen ausdrücklich 
zur Bewerbung auf.“ 
2.3 Informationsveranstaltungen für Stu-
dentinnen 
Die Dekaninnen und Dekane setzen unter Ein-
beziehung der dezentralen Gleichstellungsbe-
auftragten einmal im Jahr eine Informations-
veranstaltung für Studentinnen an, auf der 
über aktuelle Entwicklungen und Stipendien 
berichtet wird. 
3. Studium, Lehre und Forschung 
3.1 Beratungskonzepte für Studentinnen 
1In Studiengängen, in denen Frauen unterre-
präsentiert sind, wird – zum Beispiel im Rah-
men von Hochschulinformationstagen – die 
stärkere Motivierung von Schülerinnen als po-
tentielle Studentinnen angestrebt. 2Im gleichen 
Sinne werden auch die Schulen, Arbeitsämter 
und Berufsinformationszentren angesprochen, 
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um den Frauenanteil unter den Studierenden 
nachhaltig zu erhöhen. 
3Die Zentrale Studienberatung entwickelt in 
Zusammenarbeit mit den Fakultäten spezifi-
sche Beratungsangebote für Studentinnen zur 
Studien- und Berufsplanung. 4Dabei sind auch 
Beratungsangebote zu Problemen des Be-
rufseinstiegs und im Hinblick auf eine mögliche 
akademische Laufbahn bereitzustellen. 5Die 
Angebote der frauenspezifischen Studienbera-
tung werden im Vorlesungsverzeichnis sowie 
in allen sonstigen Informationen zur Studienbe-
ratung bekannt gemacht. 
6Das Akademische Auslandsamt stellt in Zu-
sammenarbeit mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten bei Bedarf spezifische Beratungsange-
bote für ausländische Studentinnen bereit. 
7Maßnahmen zur Verbesserung von Lehre und 
Studium sowie Studienreformaktivitäten sollen 
die Situation sowie die wissenschaftliche und 
berufliche Förderung von Frauen an der Hoch-
schule besonders berücksichtigen. 
8Für Studentinnen sollen regelmäßig Veran-
staltungen zur überfachlichen Qualifizierung  
(z. B. Bewerbungstraining, Rhetorik und Gre-
mienarbeit, Studien- und Karriereplanung) an-
geboten werden. 
9Prüfungsausschüsse von Fächern, in deren 
Lehrkörper Frauen unterrepräsentiert sind, 
werden aufgefordert, Vorschläge von Studen-
tinnen bei der Bestellung von Prüferinnen und 
Prüfern besonders zu berücksichtigen. 
3.2 Förderung von Frauen- und Ge-
schlechterforschung 
1Die BTU Cottbus unterstützt unter Beachtung 
ihres Forschungs- und Ausbildungsprofils die 
Durchführung von Frauen- und Geschlechter-
forschung. 2Alle Struktureinheiten und Gremien 
werden aufgefordert, entsprechende Vorha-
ben, insbesondere interdisziplinäre Projekte, 
bei der Vergabe von Sach- und Personalmit-
teln angemessen zu berücksichtigen. 
3Die Universitätsbibliothek beschafft und er-
schließt in angemessenem Umfang Literatur 
und Informationsmedien für Geschlechter- und 
Frauenstudien. 
3.3 Information über Forschungsmittel 
Die Fakultäten informieren Absolventinnen und 
akademische Mitarbeiterinnen gezielt über For-
schungsmittelakquisition und Stipendien sowie 
über Beratungsangebote. 
3.4 Sprachregelung an der Universität 
1Gemäß § 7 Abs. 5 BbgHG führen Frauen und 
Männer Funktions-, Status- und andere Be-
zeichnungen nach diesem Gesetz in ge-
schlechtsspezifischer Form. 
2Akademische Grade werden an Frauen in 
weiblicher Form verliehen, wenn sie es nicht 
ausdrücklich anders wünschen. 3Für Zeugnis-
se, Prüfungsnachweise, Formulare und Be-
scheinigungen gilt dies entsprechend. 
4Im allgemeinen Schriftverkehr und in Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der BTU Cottbus 
werden grundsätzlich entweder geschlechts-
neutrale Bezeichnungen oder die weibliche 
und die männliche Sprachform verwendet. 5Die 
diesbezügliche Amtssprache im Schriftsatz ist 
in einer durchgehend einheitlichen Form zu 
verwenden. 
6Formulare, Schriftstücke, Anschreiben, Richt-
linien, Ausweise, Prüfungsordnungen, etc. wer-
den bei ihrer Neuauflage entsprechend ange-
passt. 
7Die Mitglieder der Universität werden aufge-
fordert, im alltäglichen Sprachgebrauch ge-
schlechtsneutrale Bezeichnungen oder sowohl 
die weibliche als auch die männliche Form zu 
verwenden. 
4. Vereinbarkeit von Familie mit Ausbil-
dung, Beruf und Karriere 
1Die Universität trifft im Rahmen ihrer Möglich-
keiten und ihres Zuständigkeitsbereiches frau-
enspezifische und familienorientierte Regelun-
gen. 2Dies gilt insbesondere für Prüfungs- und 
Teilzeitstudienregelungen für schwangere 
Frauen bzw. studierende Eltern. 
3Die Dekaninnen und Dekane sowie die Leite-
rinnen und Leiter der einzelnen Struktureinhei-
ten der BTU Cottbus werden angehalten, re-
gelmäßige Gesprächstermine für die Mitarbei-
terinnen und Studentinnen ihres Bereiches an-
zubieten. 4Damit soll die Möglichkeit gegeben 
werden, frauenspezifische Probleme sowie 
Fragen zu Freistellungen, Weiterbildungsan-
geboten etc. vorzubringen. 
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4.1 Arbeitszeit, Teilzeitarbeit, Beurlau-
bungen 
1Das Referat Personalangelegenheiten hält für 
alle Beschäftigten ein Merkblatt bereit, in dem 
alle erforderlichen Informationen über die ge-
setzlichen und tariflichen Bestimmungen und 
Möglichkeiten von Teilzeitarbeit, Freistellungen 
und Beurlaubungen wegen Kindererziehung, 
Pflege von Haushaltsangehörigen u. ä. zu-
sammengestellt sind. 
2Auf Antrag ist eine Beurlaubung oder eine von 
der Regelarbeitszeit abweichende Gestaltung 
der Arbeitszeit wegen Kindererziehung, Pflege 
von Haushaltsangehörigen oder Fort- und 
Ausbildung unter Beachtung der dienstlichen 
Belange und der geltenden Arbeitszeitregelun-
gen zu ermöglichen. 3Betroffene Beschäftigte 
werden über die mit einer Beurlaubung bzw. 
Arbeitszeitreduzierung verbundenen Auswir-
kungen (tariflicher Art etc.) eingehend beraten. 
4Das Aufstocken der Arbeitszeit nach vorüber-
gehender Teilzeitbeschäftigung soll auf Antrag 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt erfolgen. 
5Der Studienjahresablaufplan soll so gestaltet 
werden, dass im Sommer mindestens drei 
Wochen und im Winter nach Möglichkeit eine 
Woche der vorlesungsfreien Zeit mit der Schul-
ferienzeit im Land Brandenburg übereinstim-
men, um Beschäftigten mit Kindern im schul-
pflichtigen Alter oder mit Angehörigen im 
Schuldienst familiengerechte Urlaubszeiten zu 
ermöglichen. 
4.2 Einstellung von Ersatzkräften 
Bei Beurlaubungen (z. B. Elternzeit) sind die 
gesetzlichen Möglichkeiten zur Beschäftigung 
von Vertretungs- und Aushilfskräften in vollem 
Maße auszuschöpfen, soweit entsprechende 
Haushaltsmittel vorhanden sind. 
4.3 Anreizsystem 
Die BTU Cottbus lässt auf Antrag einer Fakul-
tät bei Nachweis der haushaltswirtschaftlichen 
Deckung für den beantragten Zeitraum zu, 
dass bei einer infolge von Elternzeit eintreten-
den Vakanz einer akademischen Mittelbaustel-
le diese als eine bis auf drei Jahre befristete 
Stelle für eine akademische Mitarbeiterin oder 
einen akademischen Mitarbeiter ausgeschrie-
ben werden darf. 
4.4 Verbindung zum Beruf während einer 
Beurlaubung 
1Den zur Betreuung von Kindern bzw. pflege-
bedürftigen Angehörigen beurlaubten Beschäf-
tigten sind Ausschreibungen und interne In-
formationen zuzusenden. 
2Beurlaubten Beschäftigten wird die Möglich-
keit geboten, ihre berufliche Qualifikation zu 
erhalten und zu verbessern. 3Sie können wäh-
rend der Beurlaubungszeit an Weiterbildungs-
veranstaltungen teilnehmen und werden re-
gelmäßig über diese Angebote unterrichtet. 
4Von den Fakultäten wird erwartet, dass sie es 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
ermöglichen, den Anschluss an Forschung und 
Lehre zu halten, wenn sie ihre wissenschaftli-
che Tätigkeit zur Betreuung von Kindern und 
pflegebedürftigen Angehörigen unterbrechen. 
5Es wird befürwortet, Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern die Möglichkeit zu geben, 
während ihrer Beurlaubung durch Lehraufträ-
ge, Projektbetreuungen etc. bzw. durch Krank-
heits- und Urlaubsvertretungen eine Verbin-
dung zum Beruf aufrechtzuerhalten. 
6§ 15 Absätze 4 bis 7 des Gesetzes zum El-
terngeld und zur Elternzeit (BEEG) bleiben un-
berührt. 
4.5 Rahmenbedingungen für die Beteili-
gung von Frauen an Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahmen 
1Frauen werden im Rahmen der Weiterbil-
dungsangebote ausdrücklich als Zielgruppe 
angesprochen. 2Weibliche Beschäftigte und 
Beurlaubte sind gezielt über die gesetzlichen 
und betrieblichen Grundlagen zur Teilnahme 
am Weiterbildungsangebot zu informieren und 
durch die Vorgesetzten zur Teilnahme an ent-
sprechenden Maßnahmen zu motivieren. 
3Es sind regelmäßig berufsqualifizierende Wei-
terbildungsmaßnahmen für Frauen anzubieten, 
die so genannte frauentypische Tätigkeiten 
ausüben. 
4Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen werden 
bei Anerkennung eines dienstlichen Interesses 
von Seiten der Universität auf die Arbeitszeit 
angerechnet. 
5Diese Angebote sind zeitlich so zu gestalten, 
dass auch Beschäftigte mit betreuungsbedürf-
tigen Kindern oder pflegebedürftigen Angehö-
rigen sowie Teilzeitbeschäftigte daran teilneh-
men können. 
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6Mitarbeiterinnen, die einschlägige qualifizie-
rende Weiterbildungsmaßnahmen mit Erfolg 
abgeschlossen haben, werden bei gleichwerti-
ger Eignung, Befähigung und fachlicher Leis-
tung bei der Besetzung einer entsprechend der 
erworbenen Qualifikation ausgeschriebenen 
Stelle bevorzugt berücksichtigt, solange Frau-
en auf entsprechenden Arbeitsplätzen unter-
repräsentiert sind, und sofern nicht in der Per-
son eines Mitbewerbers liegende Gründe über-
wiegen. 
4.6 Studierende mit familiären Verpflich-
tungen 
1Die BTU Cottbus wirkt darauf hin, dass sich 
Schwangerschaft, Elternschaft sowie die 
Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger nicht 
negativ auf Studium und Studienabschluss 
auswirken. 2Dem wird in Studien- und Prü-
fungsordnungen Rechnung getragen, soweit 
es der gesetzliche Rahmen gestattet. 3Dies gilt 
sinngemäß auch für weiterführende akademi-
sche Qualifikationsphasen, die zur Promotion 
und Habilitation führen sollen. 
4Das prüfungsrelevante Lehrangebot ist zeitlich 
so zu gestalten, dass eine Teilnahme mit der 
Wahrnehmung familiärer Verpflichtungen ver-
einbar ist. 5Bei Parallelveranstaltungen werden 
studierende Eltern bei der Wahl der Termine 
bevorzugt berücksichtigt. 
6Studiengänge werden durch die zuständigen 
Fakultäten daraufhin überprüft, welche Lehr-
veranstaltungen in Anlehnung an das Mutter-
schutzgesetz nicht besucht werden können. 
7Für Schwangere und Stillende ist in diesen 
Fällen durch die Fakultät in Zusammenarbeit 
mit der betreffenden Frau eine individuelle 
Studien- und Prüfungsplanung vorzunehmen. 
8Studien- und Prüfungsordnungen berücksich-
tigen Mutterschutz und Betreuung von Kindern 
und pflegebedürftigen Angehörigen sowie die 
Krankheit von Kindern als eigenständige 
Gründe für Fristverlängerungen im Rahmen 
der gesetzlichen Regelungen. 
9Die BTU Cottbus wirkt im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit darauf hin, dass Stipendien bzw. 
BAföG auf entsprechenden Antrag durch El-
ternzeit oder Beurlaubung aus familiären 
Gründen unterbrochen werden können. 
10Die Beurlaubungshöchstgrenze aus Gründen 
der Kindererziehung wird in Anlehnung an das 
Bundeserziehungsgeldgesetz festgelegt, so-
weit dies den hochschulrechtlichen Bestim-
mungen entspricht. 
4.7 Kinderbetreuung 
1Die BTU Cottbus unterstützt im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit und ihrer haushaltwirtschaftli-
chen Möglichkeiten die notwendige Versor-
gung mit Plätzen in Kindertagesstätten. 2Sie 
setzt sich ggf. in Kooperation mit kommunalen 
Kindertagesstätten dafür ein, dass für die Kin-
der aller Beschäftigten und Studierenden aus-
reichend Betreuungsplätze mit studien- und 
arbeitsfreundlichen Betreuungszeiten bereitge-
stellt werden, sofern dies gewünscht wird. 
5. Gremienarbeit 
5.1 Repräsentanz von Frauen in Gremien, 
Kommissionen und Ausschüssen 
1Entsprechend der Regelung des § 59 Abs. 2 
Satz 2 BbgHG strebt die BTU Cottbus an, dass 
in allen Gremien der Universität mindestens 
ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder 
Frauen sind. 
2Die Leitung der BTU Cottbus wirkt darauf hin, 
dass Frauen auch in Kommissionen, Aus-
schüssen und Leitungsfunktionen angemessen 
vertreten sind. 
5.2 Sitzungszeiten der Gremien 
1Die Gremien und Kommissionen der Akade-
mischen Selbstverwaltung tagen in der Regel 
in der Zeit von 9:00 Uhr bis 17:00 Uhr. 
2Längere Tagungszeiten sind mindestens eine 
Woche im Voraus anzukündigen. 
6. Schutz vor sexueller Diskriminierung 
und Belästigung 
6.1 Anwendung des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes (AGG) 
1Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz vom 14.08.2006 werden die europäischen 
Richtlinien zur Verwirklichung von Gleichbe-
handlung und des Verbots von Diskriminierung 
umgesetzt. 2Das AGG löst das seit 1994 gel-
tende Gesetz zum Schutz vor sexueller Beläs-
tigung (Beschäftigtenschutzgesetz) ab. 
3Das AGG hat zum Ziel, Benachteiligungen 
aus Gründen der Rasse oder wegen der ethni-
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion 
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oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität zu verhin-
dern oder zu beseitigen. 4Es beinhaltet u. a. 
eine Verpflichtung der Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, gegen Benachteiligungen auf-
grund von Belästigungen und sexuellen Beläs-
tigungen vorzugehen. 5Die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen umfassen auch vorbeu-
gende Maßnahmen. 
6Das AGG ist einsehbar unter:  
www.gesetze-im-internet.de/agg/index.html. 
6.2 Sicherheitsvorkehrungen 
1In Zusammenarbeit mit den weiblichen Be-
schäftigten und Studentinnen werden vom 
Gleichstellungsrat universitäre Anlagen und 
Gebäude auf Gefahrenquellen in Bezug auf 
sexuelle Belästigung und Gewalt gegen Frau-
en untersucht sowie Vorschläge für entspre-
chende Verbesserungen entwickelt (z. B. bau-
liche Veränderungen, bessere Beleuchtung, 
Notrufanlagen etc.). 2Diese Vorschläge werden 
an die Universitätsleitung weitergereicht. 
6.3 Maßnahmen gegen sexuelle Belästi-
gung 
1Es obliegt allen Mitgliedern und Angehörigen 
der Universität, ein Klima zu schaffen, in dem 
die Angehörigen der BTU Cottbus bei der Ab-
wehr sexueller Belästigungen unterstützt wer-
den. 2Personen in Autoritäts- und Leitungs-
funktionen sind dazu besonders aufgefordert. 
3Von sexueller Belästigung Betroffene erhalten 
jede mögliche Unterstützung durch die Dienst-
stelle. 
4Darüber hinaus steht die Gleichstellungsbe-
auftragte in Fragen sexueller Belästigung als 
Ansprechpartnerin zur Verfügung. 
5Mit Zustimmung der Betroffenen wird die 
Gleichstellungsbeauftragte über Vorwürfe der 
sexuellen Belästigung informiert. 
6Die beamten-, arbeits- und hochschulrechtli-
chen Sanktionsinstrumentarien sind erforderli-
chenfalls anzuwenden und auszuschöpfen. 
6.4 Kurse zur Selbstbehauptung und 
Selbstverteidigung 
Im Rahmen des Hochschulsports werden den 
weiblichen Mitgliedern der BTU Cottbus durch 
die Zentraleinrichtung Hochschulsport auch 
weiterhin in ausreichender Anzahl Kurse zur 
Selbstbehauptung und Selbstverteidigung an-
geboten. 
7. Gleichstellungsbeauftragte und Gleich-
stellungsrat 
1Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte der 
BTU, ihre Stellvertreterin sowie die dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten und ihre Stell-
vertreterinnen bilden den Gleichstellungsrat. 
2Sie nehmen ihre Aufgaben, Rechte und Pflich-
ten entsprechend den Regelungen des § 66 
BbgHG wahr. 
7.1 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten 
1Die Mitglieder und Angehörigen der Universi-
tät wählen eine zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte und bis zu zwei Stellvertreterinnen. 
2In jeder organisatorischen Grundeinheit für 
Lehre und Forschung und in den Zentralen 
Einrichtungen werden jeweils eine dezentrale 
Gleichstellungsbeauftragte und jeweils eine 
Stellvertreterin gewählt. 
3Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte kann 
die Wahrnehmung einzelner Aufgaben auf die 
dezentralen Gleichstellungsbeauftragten unwi-
derruflich für die Dauer der Amtszeit übertra-
gen.  
4Näheres zur Wahl regeln die Grundordnung 
und die Wahlordnung der BTU Cottbus. 
7.2 Aufgaben und Rechte der Gleichstel-
lungsbeauftragten 
1Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stell-
vertreterinnen sind im Rahmen ihrer rechtmä-
ßigen Aufgabenerfüllung von Weisungen frei. 
2Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt auf die 
Herstellung der verfassungsrechtlich gebote-
nen Gleichstellung von Männern und Frauen 
und auf die Vermeidung von Benachteiligun-
gen weiblicher Universitätsmitglieder und  
-angehöriger sowie von Bewerberinnen hin 
und nimmt in diesem Zusammenhang Anre-
gungen und Beschwerden entgegen. 3Sie be-
rät und unterstützt die Präsidentin oder den 
Präsidenten sowie die übrigen Organe und 
Einrichtungen der Universität in allen die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
betreffenden Angelegenheiten, insbesondere 
bei Zielvereinbarungen, Struktur- und Perso-
nalentscheidungen sowie bei der Erstellung 
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und Kontrolle der Frauenförderrichtlinie und 
der Frauenförderpläne. 
4Die Gleichstellungsbeauftragte ist über alle 
Angelegenheiten, die die Gleichstellung von 
Frauen und Männern an der BTU Cottbus 
betreffen, rechtzeitig zu informieren und vor 
der Entscheidung zu beteiligen. 5Näheres re-
gelt § 66 BbgHG. 
6Sie unterstützt im Rahmen ihrer Aufgaben die 
Pressestelle der BTU Cottbus bei der Öffent-
lichkeits- und Informationsarbeit und kann 
selbstständig Kontakte zu Medienvertreterin-
nen und -vertretern herstellen. 
7Einmal im Kalenderjahr kann eine Versamm-
lung der weiblichen Universitätsangehörigen 
durchgeführt werden, die entweder durch die 
zentrale Gleichstellungsbeauftragte für die ge-
samte Universität oder durch die dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten für deren jeweili-
gen Zuständigkeitsbereich organisiert wird. 
8Soweit diese Veranstaltung aus dienstlichen 
Gründen außerhalb der Arbeitszeit stattfinden 
muss, wird Dienstbefreiung in Anlehnung an  
§ 50 des Landespersonalvertretungsgesetzes 
(BbgPersVG) gewährt. 
7.3 Berichte zur Umsetzung gleichstel-
lungspolitischer und familienorientier-
ter Maßnahmen 
1Die Fakultäten, zentralen wissenschaftlichen 
Einrichtungen, zentralen Betriebseinheiten so-
wie die Universitätsverwaltung legen der 
Gleichstellungsbeauftragten jährlich eine Be-
standsaufnahme und Analyse der Beschäftig-
ten- und Studierendenstruktur sowie ggf. der 
abgeschlossenen Prüfungs-, Promotions-, und 
Habilitationsverfahren und der Frauenförde-
rung vor. 2Diese Informationen gelten durch die 
Einstellung der entsprechenden Statistiken und 
des Rechenschaftsberichtes der Präsidentin 
oder des Präsidenten in das Intranet der BTU 
Cottbus als erteilt. 
3Die Übergabe der geschlechterspezifischen 
Beschäftigtenstatistik durch die Universitäts-
verwaltung an die zentrale Gleichstellungsbe-
auftragte erfolgt mindestens vierteljährlich. 
4Diese Materialien sollen Aufschluss über die 
Umsetzung und Einhaltung der Frauenförder-
richtlinie und die Fortschreibung bzw. Anpas-
sung der Frauenförderpläne geben. 5Im Hin-
blick darauf sollen Erhebungen und Untersu-
chungen für Zwecke der Hochschulstatistik ge-
schlechtsdifferenziert durchgeführt und Berich-
te geschlechtsdifferenziert erstellt werden. 
6Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte der 
BTU Cottbus berichtet der Präsidentin oder 
dem Präsidenten und dem Senat regelmäßig 
über die Umsetzung der gleichstellungspoliti-
schen und familienorientierten Maßnahmen. 
Der Senat nimmt zu diesem Bericht Stellung. 
7.4 Etat 
Gemäß § 66 Abs. 8 Satz 7 BbgHG ist die 
Gleichstellungsbeauftragte nach Maßgabe des 
Haushaltes der BTU Cottbus in angemesse-
nem Umfang mit den zu ihrer Aufgabenerfül-
lung notwendigen Mitteln auszustatten. 
7.5 Frauenförderpläne 
1Die Frauenförderrichtlinie wird umgesetzt 
durch Frauenförderpläne, die die Fakultäten 
und die zentralen Einrichtungen alle vier Jahre 
erstellen. 2Die dezentralen Gleichstellungsbe-
auftragten sind an der Erarbeitung der Frauen-
förderpläne zu beteiligen. 
3In den Frauenförderplänen sind auf der 
Grundlage der Frauenanteile an den Beschäf-
tigten, den Studierenden, den Studienab-
schlüssen, den Promotionen und Habilitationen 
für jeweils vier Jahre verbindliche Zielvorgaben 
zur Erhöhung des Frauenanteils festzulegen.  
4Bei der Festlegung der Zielvorgaben für die 
Einstellung von wissenschaftlichem Personal 
ist von den Frauenanteilen der jeweiligen Qua-
lifikationsstufen (Kaskadensystem) auszuge-
hen. 5Der Frauenanteil soll 
- bei akademischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern mindestens dem der Studentinnen, 
- bei hauptberuflich beschäftigten promovier-
ten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern mindestens dem der Absolventinnen, 
- sowie bei den Professorinnen und Professo-
ren mindestens einem Mischfaktor aus Pro-
motionen und Habilitationen von Frauen des 
jeweiligen Fachbereiches  
entsprechen. 6Dieser Faktor sollte mindestens 
dem Bundesdurchschnitt dieses Fachberei-
ches entsprechen. 
7Diese Regelungen sollen angewendet wer-
den, wenn in der jeweils höheren Statusgruppe 
eine Unterrepräsentation von Frauen vorliegt. 
8Es ist festzulegen, in welcher Zeit und mit 
welchen personellen, organisatorischen und 
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weiterbildenden Maßnahmen die Erhöhung 
des Frauenanteils bewirkt werden soll. 
9Die jeweils zuständige dezentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte legt regelmäßig dem für die 
Erstellung des Frauenförderplanes zuständi-
gen Gremium ihres Bereiches einen Bericht 
über die Umsetzung und Einhaltung dieses 
Planes vor. 10Sie macht Vorschläge für die 
Fortschreibung oder Anpassung des Frauen-
förderplanes an die aktuelle Entwicklung. 
11Die Frauenförderpläne unterliegen gem. § 65 
Nr. 7 des Personalvertretungsgesetzes für das 
Land Brandenburg (PersVG) der Mitbestim-
mung der zuständigen Personalvertretungen. 
8. Inkrafttreten 
1Diese Frauenförderrichtlinie tritt am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
BTU Cottbus in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 05. Juni 2000 (ABl. 11/2000, S. 2 ff.) 
außer Kraft. 
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Anlage 
Bundesgesetzblatt BGBl. I S. 1897, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 15 Abs. 66 des Gesetzes 




(AGG) in Auszügen   
vom 14. August 2006 
§ 1 Ziel des Gesetzes 
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus 
Gründen der Rasse oder wegen der ethni-
schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion 
oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität zu verhin-
dern oder zu beseitigen. 
§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 ge-
nannten Grund sind nach Maßgabe dieses 
Gesetzes unzulässig in Bezug auf:  
1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkri-
terien und Einstellungsbedingungen, für den 
Zugang zu unselbstständiger und selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von 
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, so-
wie für den beruflichen Aufstieg, 
2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingun-
gen einschließlich Arbeitsentgelt und Ent-
lassungsbedingungen, insbesondere in in-
dividual- und kollektivrechtlichen Vereinba-
rungen und Maßnahmen bei der Durchfüh-
rung und Beendigung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses sowie beim beruflichen 
Aufstieg, 
3. den Zugang zu allen Formen und allen 
Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbil-
dung einschließlich der Berufsausbildung, 
der beruflichen Weiterbildung und der Um-
schulung sowie der praktischen Berufser-
fahrung, 
4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer 
Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung 
oder einer Vereinigung, deren Mitglieder ei-
ner bestimmten Berufsgruppe angehören, 
einschließlich der Inanspruchnahme der 
Leistungen solcher Vereinigungen, 
5. den Sozialschutz, einschließlich der sozia-
len Sicherheit und der Gesundheitsdienste, 
6. die sozialen Vergünstigungen, 
7. die Bildung, 
8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen, die der Öffent-
lichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich 
von Wohnraum. 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, 
wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit 
einem in § 1 genannten Grund in Zusammen-
hang stehen, bezwecken oder bewirken, dass 
die Würde der betreffenden Person verletzt 
und ein von Einschüchterungen, Anfeindun-
gen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Be-
leidigungen gekennzeichnetes Umfeld ge-
schaffen wird. 
(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benach-
teiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 
wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes 
Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle 
Handlungen und Aufforderungen zu diesen, 
sexuell bestimmte körperliche Berührungen, 
Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie uner-
wünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen 
von pornographischen Darstellungen gehören, 
bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der 
betreffenden Person verletzt wird, insbesonde-
re wenn ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 
Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld ge-
schaffen wird. 
§ 7 Benachteiligungsverbot 
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in  
§ 1 genannten Grundes benachteiligt werden; 
dies gilt auch, wenn die Person, die die Be-
nachteiligung begeht, das Vorliegen eines in  
§ 1 genannten Grundes bei der Benachteili-
gung nur annimmt. 
(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die ge-
gen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 
1 verstoßen, sind unwirksam. 
(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch 
Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verlet-
zung vertraglicher Pflichten. 
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§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeit-
gebers 
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erfor-
derlichen Maßnahmen zum Schutz vor Be-
nachteiligungen wegen eines in § 1 genannten 
Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst 
auch vorbeugende Maßnahmen. 
(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und 
Weise, insbesondere im Rahmen der berufli-
chen Aus- und Fortbildung, auf die Unzuläs-
sigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen 
und darauf hinwirken, dass diese unterbleiben. 
Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten in ge-
eigneter Weise zum Zwecke der Verhinderung 
von Benachteiligung geschult, gilt dies als Er-
füllung seiner Pflichten nach Absatz 1. 
(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Be-
nachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der 
Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erfor-
derlichen und angemessenen Maßnahmen zur 
Unterbindung der Benachteiligung wie Abmah-
nung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung 
zu ergreifen. 
§ 13 Beschwerderecht 
(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich 
bei den zuständigen Stellen des Betriebs, des 
Unternehmens oder der Dienststelle zu be-
schweren, wenn sie sich im Zusammenhang 
mit ihrem Beschäftigungsverhältnis vom Ar-
beitgeber, von Vorgesetzten, anderen Be-
schäftigten oder Dritten wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes benachteiligt fühlen. Die Be-
schwerde ist zu prüfen und das Ergebnis der 
oder dem Beschwerde führenden Beschäftig-
ten mitzuteilen. 
§ 14 Leistungsverweigerungsrecht 
Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensicht-
lich ungeeignete Maßnahmen zur Unterbin-
dung einer Belästigung oder sexuellen Belästi-
gung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Be-
schäftigten berechtigt, ihre Tätigkeit ohne Ver-
lust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit 
dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 
§ 15 Entschädigung und Schadensersatz 
(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteili-
gungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, 
den hierdurch entstandenen Schaden zu er-
setzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
(2) S. 1 Wegen eines Schadens, der nicht 
Vermögensschaden ist, kann der oder die Be-
schäftigte eine angemessene Entschädigung 
in Geld verlangen. 
(4) S. 1 Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 
muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
schriftlich geltend gemacht werden, es sei 
denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas 
anderes vereinbart. 
§ 16 Maßregelungsverbot 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht 
wegen der Inanspruchnahme von Rechten 
nach diesem Abschnitt oder wegen der Weige-
rung, eine gegen diesen Abschnitt verstoßen-
de Anweisung auszuführen, benachteiligen. 
Gleiches gilt für Personen, die den Beschäftig-
ten hierbei unterstützen oder als Zeuginnen 
oder Zeugen aussagen. 
§ 22 Beweislast 
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien be-
weist, die eine Benachteiligung wegen eines in 
§ 1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt 
die andere Partei die Beweislast dafür, dass 
kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum 







- Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner der 
BTU Cottbus für Beschwerden nach dem AGG, 
- Zentrale und dezentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte der BTU Cottbus, 
- Personalräte der BTU Cottbus, 
- Antidiskriminierungsstelle des Bundes,  
Alexanderstraße 1, 10178 Berlin,  
Tel.(030) 18 555 1865,  
www.bmfsfj.de/Kategorien/Ministerium/ 
antidiskriminierungsstelle.html  
- Mobbing-Beratungsstellen, 
- Gewerkschaften. 
